
„Nicht über sie, sondern
mit ihnen reden“
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DAS THEMA

Ein wichtiges Thema der Land-
tagssitzung am 28. September wa-
ren die Perspektiven eigenständi-
ger Jugendpolitik in Thüringen. Da-
zu lagen ein Antrag der CDU-Frakti-
on und ein gemeinsamer Antrag der
Koalitionsfraktionen von LINKE,
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
vor. Beide Anträge waren bereits im
letzten Jahr in das Landtagsplenum
eingebracht und dann im Aus-
schuss für Bildung, Jugend und
Sport beraten worden. Hier fanden
dazu sowohl eine schriftliche als
auch eine mündliche Anhörung
statt. Darauf ging in ihrer Rede die
Jugendpolitikerin der Linksfraktion
Kati Engel ein:

„Durch die Anhörungen erhielten wir
eine ganze Reihe von Ideen und Anre-
gungen, aber auch Kritik, an welchen
Stellen etwas verändert werden muss,
wenn wir mehr Mitbestimmung von
jungen Menschen in Thüringen errei-
chen wollen. Für die Stellungnahmen
möchte ich mich ausdrücklich noch
einmal bei allen Anzuhörenden bedan-
ken, sie haben uns bei unserer Arbeit
sehr geholfen. Wir haben viele ihrer
Ideen und Vorschläge in unseren An-
trag aufgenommen und eingearbeitet.
Was man von dem CDU-Antrag leider
nicht behaupten kann. So stellt die
CDU-Fraktion heute ihren unveränder-
ten Antrag wieder zur Beratung.“ 

Dazu, was eigentlich eigenständige
Jugendpolitik bedeutet, sagte Kati En-
gel: Dies ist „ein Politikansatz, der die
Bedürfnisse und Anforderungen von
Jugendlichen in den Fokus der Debat-
ten rücken will. Dabei soll die Jugend-
phase als Ganzes in den Blick genom-
men werden. Die bisherige isolierte
Betrachtung einzelner Teilaspekte, wie
Bildung, Familie oder Arbeit, soll aufge-
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hoben werden. Die Gestaltung jugend-
licher Lebenslagen wird als politische
Gesamtaufgabe verstanden, die sich
durch alle Ressorts und Verwaltungs-
ebenen zieht und alle Beteiligten an ei-
nen Tisch holt. Eigenständige Jugend-
politik bedeutet also, dass endlich
nicht mehr nur über, sondern mit den
Jugendlichen geredet wird. Uns als
Linksfraktion ist es wichtig, dass am
Ende die eigenständige Jugendpolitik
nicht zu einem inhaltsleeren Modebe-
griff verkommt. Denn wir wollen keine
bloße Schaufensterpolitik betreiben,
sondern verbindlich Grundlagen für
mehr Mitbestimmung schaffen. Des-
wegen ist uns die gesetzliche Veranke-
rung  der Rechte von Kindern und Ju-
gendlichen besonders wichtig“.

Genau dies aber habe die CDU nicht
im Blick. „Sie haben es wirklich ge-
schafft, keinen, ja wirklich keinen ein-
zigen der Hinweise der Anzuhörenden
aufzunehmen“, so die LINKE-Politike-
rin. „Und Ihr Antrag zeigt außerdem,
dass Sie nach über einem Jahr politi-
scher Diskussion immer noch nicht
verstanden haben, worum es bei der
eigenständigen Jugendpolitik eigent-
lich geht.“ So fordere die CDU ein Lan-
desprogramm und verkenne völlig,
dass eigenständige Jugendpolitik
„nichts Neues, von oben Aufgestülptes
ist, sondern ist ein Politikansatz, der
sich durch alle Ressorts und Verwal-
tungsebenen ziehen muss und alle Be-
teiligten an einen Tisch holt“.  

Kati Engel fasste die Maßnahmen,
auf die sich die Koalition verständigt
hat, zusammen: Die Entwicklung eines
ressortübergreifenden Konzeptes im

Dialog mit Kommunen, Verbänden,
Wissenschaft, freien Trägern sowie Ju-
gendlichen. Die Stärkung der außer-
schulischen Jugendarbeit. Die Erhö-
hung der Mittel für die örtliche Jugend-
förderung auf 15 Millionen Euro. Die

Jugendforschung für die bessere Un-
tersetzung jugendpolitischer Entschei-
dungen. Die Stärkung der Mitwirkungs-
rechte von Schülerinnen und Schülern.
Sowie die Reform des Kinder- und Ju-
gendhilfe-Ausführungsgesetzes, um
vor allem die Mitbestimmungs- und
Mitwirkungsrechte junger Menschen
weiter auszubauen.    

Abschließend unterstrich Kati Engel,
warum das Thema den Koalitionsfrak-
tionen so wichtig ist: „Die Rahmenbe-
dingungen für das Leben junger Men-
schen haben sich in den vergangenen
Jahren stark verändert. Der Anteil jun-
ger Menschen an der Gesamtbevölke-
rung ist immer weiter zurückgegangen.
Gleichzeitig haben Unsicherheiten in
der persönlichen und beruflichen Zu-
kunft zugenommen, höhere Anforde-
rungen stellen sich an Flexibilität und
Mobilität. 

Umso wichtiger ist es, den jungen
Menschen in Thüringen eine stärkere
Stimme zu geben. Die Anliegen, Pro-
bleme und Bedürfnisse von Jugendli-
chen müssen endlich ernst genommen
werden. Mit der Absenkung des Wahl-
alters auf 16 Jahre bei Kommunalwah-
len sind wir in Thüringen bereits einen
ersten, wichtigen Schritt in die richtige
Richtung gegangen. 

Denn nur indem wir jungen Men-
schen etwas von unseren Befugnissen
und unserer Macht abgeben, können
wir ihnen ermöglichen, sich selbst zu
entfalten und wirksam zu werden.  Und
nicht zuletzt ist die Stärkung von jun-
gen Menschen auch eine Stärkung un-
serer Demokratie, was heutzutage
wichtiger ist denn je.“                        

Kinder und Jugendliche wollen gesetzlich verbriefte Rechte und Strukturen

Das Motto des diesjährigen Welt-
kindertages im September lautete
„Kindern eine Stimme geben“. Das
Deutsche Kinderhilfswerk und
UNICEF Deutschland hatten aufge-
rufen, die Interessen, Rechte und
Bedürfnisse von Kindern in das Zen-
trum von Politik und Gesellschaft zu
stellen. 

„Wir dürfen Kinder nicht nur als Be-
standteil von Familie sehen“, erklärte
in diesem Zusammenhang die kinder-
politische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE im Thüringer Landtag, Kati En-
gel. „Kinder sind eigenständige
Rechtssubjekte. Daher braucht die Be-
teiligung junger Menschen auch Ernst-
haftigkeit durch gesetzlich verbriefte
Rechte und verlässliche Strukturen.“

Wie wichtig ihnen Mitwirkung ist,
hatten sie im Zukunftsvertrag auf dem
Thüringer Kindergipfel bekräftigt. Sie
forderten z.B. mehr Mitbestimmung im
Schulalltag und eine Absenkung des
Wahlalters auf 14 Jahre für Kommunal-
wahlen, für Landtagswahlen auf 16
Jahre und auf 17 Jahre für Bundestags-
wahlen. Im Gegenzug verpflichteten
sie sich, die Angebote der Mitbestim-

mung auch verantwortungsvoll zu nut-
zen. Der 6. Thüringer Kindergipfel, der
kürzlich in Weimar stattfand, ist eine

Getreu dem Grundsatz „Kinder reden,
Erwachsene hören zu“ wurden drei Ta-
ge lang Themen diskutiert, die den Kin-

gesetzliche Verankerung der Mitbe-
stimmungsrechte von Kindern und Ju-
gendlichen in der Thüringer Kommu-
nalordnung. Die Entwicklung eines so-
genannten „Jugendchecks“ - „und wir
werden prüfen, ob die UN-Kinderrech-
te ausreichend in der Thüringer Verfas-
sung verankert sind“.

Aus der Anhörung sind weitere Punk-
te aufgenommen worden: Die Erarbei-
tung eines Lebenslagenberichtes jun-
ger Menschen, der alle fünf Jahre vor-
gelegt werden soll. Die Stärkung der

politischen Mitbestimmungsrechte
junger Menschen stärken. Durch die
Erhöhung der sogenannten Jugendpau-
schale haben wir die finanzielle Aus-
stattung der Kommunen zur Schaffung
von Angeboten der Jugendarbeit ver-
bessert. Die Landesregierung erarbei-
tet derzeit  eine Landesstrategie Mit-
bestimmung. Wir wollen die direkten
Mitbestimmungsmöglichkeiten von
Kindern und Jugendlichen verbessern
und sie ermutigen, ihre Ideen und Er-
fahrungen aktiv einzubringen. Denn
das ist es, was eine demokratische Ge-
sellschaft braucht und ausmacht.“

Übrigens gehört zu den Selbstver-
pflichtungen, die die Kinder und Ju-
gendlichen im Zukunftsvertrag formu-
liert haben, die Offenheit für andere
Lebensweisen, die Anerkennung des
Hilfebedarfs von Menschen und deren
Unterstützung sowie die Toleranz ge-
genüber anderen Menschen und das
Einschreiten bei Diskriminierungen. In
der Forderungsspalte heißt es: „Deut-
sche und Geflüchtete bilden eine Le-
benswelt und tolerieren die Lebens-
weise des anderen.“

Veranstaltung der NaturFreundeJu-
gend. Junge Menschen zwischen 10
und 15 Jahren erhielten die Möglich-
keit, sich aktiv an Politik zu beteiligen.

dern auf den Nä-
geln brennen. In
Workshops ent-
wickelten sie ihre
Positionen, die
sie schließlich in
einem Zukunfts-
vertrag zusam-
menfassten, der
dem Thüringer
Bildungsminister
Helmut Holter
(LINKE) und den
Fachpol i t ikern
der demokrati-
schen Fraktionen
des Thüringer
Landtages über-
geben wurde. 

Dazu die LIN-
KE-Politikerin Ka-
ti Engel: „Mit der

Absenkung des Wahlalters in den Kom-
munen auf 16 Jahre konnten wir be-
reits den Forderungen der Teilnehmer
des Kindergipfels entsprechen und die


